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1701 FREIBURG

��A.  ALLGEMEINES

1. BEGRIFFE



Im Kanton Freiburg wird die gesetzgebende Gewalt unter Vorbehalt der Volksrechte (Initiativ- und Referendumsrecht) von einem 130-köpfigen Parlament, dem Grossen Rat, ausgeŸbt.

���Auf Bundesebene und in der grossen Mehrheit der Kantone wird die gesetzgebende Gewalt ebenfalls von einem Parlament ausgeübt, das in der Regel zwei Merkmale aufweist:

Es ist ein Milizparlament. Dies bedeutet, dass die Parlamentarierinnen und Parlamentarier neben ihrem Mandat weiterhin ihrem Beruf nachgehen. Dieses System hat den Vorteil, dass die Volksvertreterinnen und -vertreter stŠrker im Volk verwurzelt sind und dass es billiger ist.

Es ist ein Parlament mit einer Kammer. Eine Ausnahme bildet einzig die Bundesversammlung, die den Nationalrat und den Ständerat umfasst.



Diese Merkmale sind den Kantonen jedoch nicht vorgeschrieben. Die Bundesverfassung rŠumt ihnen nämlich eine grosse Autonomie ein, was die Wahl, die Zusammensetzung und die Befugnisse ihrer Legislative anbelangt.



So kennen zwei Kantone (Glarus und Appenzell Inner�rhoden) noch ein System der direkten Demokratie mit einer Landsgemeinde.



Die Kantone könnten an sich auch eine repräsentative Demokratie einführen, wie sie viele Staaten kennen. In einem solchen System wŸrden die BŸrgerinnen und BŸrger nur noch das Parlament wŠhlen, das allein zustŠndig wŠre, um Gesetze zu erlassen oder Steuern und Ausgaben zu beschliessen, und die Kantonsregierung selbst wŠhlen wŸrde. Die BŸrgerinnen und BŸrger hŠtten neben dem Recht, die Parlamentsmitglieder zu wŠhlen, nur noch das Recht, die Kantonsverfassung anzunehmen oder zu Šndern. Sie wŸrden also weder Ÿber ein Initiativrecht noch Ÿber ein Referendumsrecht verfŸgen.



Schliesslich wäre auch denkbar, dass ein Kanton das Zwei�kammersystem einführt, beispielsweise mit einer Volks�kammer und einer Kammer der Regionen oder Bezirke.



In der Praxis haben jedoch praktisch alle Kantone ein System der halbdirekten Demokratie mit einem Einkammerparlament gewŠhlt, und man kann sich schwer vorstellen, dass der Kanton Freiburg dieses Modell abschafft. Dies bedeutet aber nicht, dass die Probleme in Bezug auf die Zusammensetzung und die Arbeitsweise des Grossen Rates keiner Überprüfung bedürfen.

�Die grosse Mehrheit der Kantone hat die gesetzgebende Gewalt einem Milizparlament mit einer Kammer übertragen, das seine Funktionen unter Vorbehalt der Volksrechte wahrnimmt.��Die Parlamente der Schweiz waren seit dem 19. Jahrhundert mehreren Reformen unterworfen.



Diese betrafen zunŠchst verschiedene Fragen im Zusammenhang mit der Zusammensetzung des Parlaments (Un�vereinbarkeiten, passives Wahlrecht der Frauen) und dem Wahlmodus.



Bei den Reformen der letzten Jahrzehnte ging es hingegen darum, die Handlungsfähigkeit der Parlamente zu verbessern, um ihnen eine aktivere Rolle bei der Gestaltung des Staates zu ermšglichen. Dies wurde notwendig, nachdem die staatlichen Aufgaben stetig an Quantität und Komplexität zunahmen. Dieser Anstieg führte zu einem beträchtlichen Ausbau der Verwaltung während des ganzen 20. Jahrhunderts.



Die Verwaltung dient aber in erster Linie der Exekutive und nicht dem Parlament. Unter diesen Bedingungen haben die Parlamentarierinnen und Parlamentarier nicht immer genügend Zeit, Mittel und UnterstŸtzung, um die immer komplexer werdenden GeschŠfte zu betreuen und zu bewŠltigen, so dass hier ein Reformbedarf besteht.�Die Reformen der letzten Jahre und die laufenden Reformen stellen diese Aspekte in der Regel nicht in Frage, sondern zielen vielmehr darauf ab, die Handlungsfähigkeit der Parlamente zu verbessern.��

2.	DIE ALLGEMEINE SITUATION IM KANTON FREIBURG



2.1. Die Gesetzgebung



Die Verfassung von 1857 widmet das 2. Kapitel des 4. Abschnitts (Staatsgewalten) der "gesetzgebenden Gewalt".

���Laut der Verfassung steht die gesetzgebende Gewalt einem Grossen Rat zu, dessen Mitglieder von den Wahlversammlungen nach dem Proporzsystem gewählt werden. Der Grosse Rat zŠhlt 130 Mitglieder, die sich gemŠss der Bevšlkerungszahl auf die Wahlkreise verteilen. Die Legis�laturperiode dauert fŸnf Jahre, und der Grosse Rat versammelt sich mindestens dreimal pro Jahr zu ordentlichen Sessionen, deren Daten durch das Gesetz oder das Reglement festgelegt werden. Die Befugnisse des Grossen Rates sind in einem langen Katalog aufgefŸhrt, der das Parlament insbesondere ermŠchtigt, Gesetze zu erlassen, Steuern und Ausgaben zu beschliessen, den Voranschlag des Staates zu verabschieden, Ÿber Kompetenzstreitigkeiten zwischen der vollziehenden und der richterlichen Gewalt zu entscheiden und alle Teile des SouverŠnitŠtsrechts auszuŸben, welche die Staatsverfassung nicht ausdrŸcklich einer anderen Behšrde ŸbertrŠgt.



Der Grosse Rat ist somit das oberste Organ des Staates, selbst wenn die fŸhrende Rolle bei der Vorbereitung der Gesetze und der ErfŸllung der meisten staatlichen Aufgaben in der Praxis dem Staatsrat zukommt.



Die Organisation und die Arbeitsweise des Grossen Rates werden in einem Spezialgesetz von 1979 geregelt. Dieses hatte ein Reglement aus dem Jahre 1971 abgelšst und wurde bereits mehrmals geŠndert.�Im Kanton Freiburg ist der Grosse Rat das oberste Organ des Staates. Er Ÿbt die gesetzgebende Gewalt aus. Er setzt sich aus 130 Mitgliedern zusammen, die nach dem Proporzsystem gewŠhlt werden.��



2.2.	Abgeschlossene oder vorgenommene Reformen

���Auf Verfassungsebene wurden seit 1857 mehrere gršssere Teilrevisionen durchgefŸhrt. Diese betrafen in erster Linie die Zusammensetzung und den Wahlmodus des Grossen Rates. 1920 nahm das Volk den Grundsatz der Wahl der GrossrŠte nach dem Proporzsystem und den Grundsatz der Unvereinbarkeit des Grossratsmandats mit dem Amt des Staatsrates an. Die weiter unten eingehend erläuterte Frage der Mitgliederzahl des Grossen Rates (vgl. B.1), wurde ebenfalls aufgeworfen Ð mit mehr oder weniger Erfolg. 1959 stimmten die Freiburger endlich dem †bergang von der variablen Mitgliederzahl zum Grundsatz der fixen Mitgliederzahl (130) zu. 1976 hiess der SouverŠn die Fest�legung der Sitzungen des Grossen Rates auf Gesetzesebene anstatt auf Verfassungsebene gut. Nicht zu vergessen ist schliesslich die EinfŸhrung des Frauenstimmrechts im Jahre 1971, das unter anderem dazu fŸhrte, dass die Frauen in den Grossen Rat gewŠhlt werden konnten.



Neben den Verfassungsbestimmungen wurden auch die Gesetzesbestimmungen Ÿber den Grossen Rat mehrfach geŠndert, wobei es sich oft um organisatorische und daher weniger wichtige €nderungen handelte. Die letzten Änderungen wurden 1999 erlassen (†bergang zu acht ordent�lichen Sessionen von jeweils einer Woche pro Jahr; Mšglichkeit der Einsetzung von parlamentarischen Untersuchungskommissionen).�Die bisherigen Reformen oder Reformbestrebungen betrafen hauptsächlich die Zusammensetzung des Gros�sen Rates und seinen Wahlmodus.























Was die Änderungen auf Gesetzesebene anbelangt, sind die vor kurzem erlassenen Bestimmungen über die parlamentarischen Untersuchungskommissionen zu er�wähnen.��





B.  DISKUSSIONSTHEMEN



Die im Folgenden beleuchteten Themen behandeln Fragen, die immer wieder aufgeworfen werden und die sich im Rahmen einer Totalrevision der Verfassung besser diskutieren lassen. So werden die Frage der Mitgliederzahl des Grossen Rates (Ziff. 1), die Unvereinbarkeitsregelung fŸr šffentliche Bedienstete (Ziff. 2) und das Problem der Effizienzsteigerung des Grossen Rates (Ziff. 3) geprüft.



Natürlich sind in Bezug auf den Grossen Rat noch andere Diskussionsthemen denkbar. Gewisse Themen werden im Übrigen in anderen Ideenheften erläutert, doch sind alle Anregungen und Vorschläge willkommen (Ziff. 4).���





1.	Die Mitgliederzahl des Grossen Rates

���Die Frage der Mitgliederzahl des Grossen Rates ist nicht neu, sondern wird im Kanton Freiburg genau wie in den übrigen Kantonen immer wieder aufgeworfen.



���1.1.	Die Situation in den Kantonen



Wie die folgende Aufstellung zeigt, unterscheidet sich die Mitgliederzahl der Parlamente erheblich von Kanton zu Kanton.���

Kantonsparlamente (nach Mitgliederzahl)��46�Appenzell Innerrhoden�100�Genf, Schwyz��55�Obwalden�115�Neuenburg��60�Jura, Nidwalden�120�Graubünden, Luzern��64�Uri�130�Basel-Stadt, Freiburg, Thurgau, Wallis��65�Appenzell Ausserrhoden�144�Solothurn��80�Glarus, Schaffhausen, Zug�180�St. Gallen, Waadt, Zürich��90�Basel-Landschaft, Tessin�200�Aargau, Bern��

Bei diesen Zahlen ist allerdings eine gewisse Zurückhaltung geboten, da jeder Kanton seine Besonderheiten aufweist: Es gibt Stadtkantone und Landkantone, wenig bevšlkerte und stark bevšlkerte Kantone, Kantone mit einer oder mehreren sprachlichen Minderheiten und einsprachige Kantone, relativ einheitliche Kantone und Kantone mit grossen regionalen Unterschieden usw. Eine Tabelle unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl pro Ratsmitglied ist deshalb etwas aussagekräftiger:�

Die Zahl der Ratsmitglieder und die Einwohnerzahl pro Ratsmitglied ändern erheblich von Kanton zu Kanton.��

Anzahl Einwohner pro Ratsmitglied (Bevšlkerung am 31.12.1997)��Appenzell Innerrhoden�324�Solothurn�1677��Glarus�484�Thurgau�1734��Uri�559�Freiburg�1768��Obwalden�579�Wallis�2103��Nidwalden�621�St. Gallen�2466��Appenzell Ausserrhoden�831�Aargau�2670��Schaffhausen�922�Basel-Landschaft�2837��Jura�1149�Luzern�2858��Zug�1189�Waadt�3379��Schwyz�1251�Tessin�3395��Neuenburg�1438�Genf�3967��Basel-Stadt�1485�Bern�4693��Graubünden�1546�Zürich�6565��

Wie aus dieser Tabelle hervorgeht, sind die Kantone mit einer niedrigen Bevölkerungszahl pro Ratsmitglied mehrheitlich kleine, dünn besiedelte Kantone. Die bevölkerungsreicheren Kantone haben dagegen meistens eine sehr viel höhere Einwohnerzahl pro Ratsmitglied. Ausserdem haben heute alle Kantone eine fixe Mitgliederzahl, nachdem das System der von der Bevölkerungszahl abhängigen variablen Mitgliederzahl überall aufgegeben wurde.



In den letzten Jahren ist unbestreitbar eine Tendenz hin zu einer Verkleinerung der Kantonsparlamente zu beobachten: Der Kanton Waadt hat sein Parlament soeben von 200 auf 180 Mitglieder verkleinert, der Kanton Luzern von 170 auf 120 Mitglieder. Der Kanton Bern hat beschlossen, die Mitgliederzahl seines Grossen Rates demnächst von 200 auf 160 Mitglieder zu senken. Auch andere Kantone prüfen diese Möglichkeit.�Die bevölkerungsreichen Kantone haben in der Regel eine hohe Einwohnerzahl pro Ratsmitglied. Die Reformen der letzten Jahre und die laufenden Reformen gehen alle in Richtung einer Verkleinerung des Parlaments.��

1.2.	Die Situation im Kanton Freiburg

���Der freiburgische Rat mit seinen 130 Mitgliedern gehört zu den "grossen" Kantonsparlamenten. Lediglich sechs Kantone haben ein grösseres Parlament. In Bezug auf die Einwohnerzahl pro Ratsmitglied liegt der Kanton Freiburg dagegen im schweizerischen Durchschnitt.



Die Zahl von 130 Grossrätinnen und Grossräten ist das Ergebnis eines langen Prozesses. Sie wurde 1959 beschlossen, einerseits aus praktischen GrŸnden und andererseits, weil man dachte, damit eine angemessene Vertretung der Regionen gewŠhrleisten zu kšnnen. Um die heutige Situation besser zu verstehen, drängt sich ein kurzer Rückblick auf.



Die Verfassung von 1857 hatte von ihrer VorgŠngerin aus dem Jahre 1848 das System der variablen Mitgliederzahl des Grossen Rates Ÿbernommen: WŠhrend die Verfassung von 1848 aber noch einen Grossrat pro 1'500 Einwohner vorsah, senkte das neue Grundgesetz das VerhŠltnis auf einen Grossrat pro 1'200 Einwohner. Diese Regelung wurde bis 1918 nicht in Frage gestellt. Aufgrund der Bevšlkerungszahl unseres Kantons zŠhlte der Grosse Rat Ende des 19. Jahrhunderts gut 100 Mitglieder. 1916 umfasste das Parlament 116 GrossrŠte.



Um diese Zeit wurden erste Vorstšsse im Hinblick auf eine €nderung des bisherigen Systems unternommen. Vor allem die engen PlatzverhŠltnisse im Grossratssaal, in dem 115 Abgeordnete kaum unter guten Bedingungen arbeiten konnten, waren der Grund, dass verschiedene Lšsungen geprŸft wurden, so z.B. die Erhšhung des VerhŠltnisses auf einen Grossrat pro 1'400 Einwohner (Parlament mit 100 Mitgliedern) bzw. pro 1'500 Einwohner (Parlament mit 93 Mit�gliedern) und pro 2'000 Einwohner (Parlament mit 70 Mitgliedern). 1920 lehnte der Grosse Rat eine €nderung jedoch knapp ab.



1947 verlangte eine Motion erneut, dass die Einwohnerzahl, die Anspruch auf einen Grossrat gab, von 1'200 auf 1'500 Einwohner erhšht wurde. Mit dieser Regelung hŠtte der damals 127-kšpfige Grosse Rat nur noch 104 Mitglieder gehabt. FŸr die geforderte Verkleinerung des Parlaments wurden diesmal andere GrŸnde geltend gemacht: Eine Verkleinerung wŸrde zu einer effizienteren und rascheren Arbeitsweise des Grossen Rates und zu einer Senkung seiner Betriebs�kosten fŸhren. 1949 sprach sich der Grosse Rat aber schliesslich gegen die in der Motion geforderte Verkleinerung aus.



Die Frage kam 1957, auch diesmal durch eine Motion, wieder auf den Tisch. Erneut wurde eine Erhšhung des SchlŸssels auf 1'500 Einwohner vorgeschlagen. Die Forderung wurde wiederum mit der geringen Gršsse des Saals und den mšglichen Einsparungen begrŸndet. Der Staatsrat schloss sich der Motion nicht an, schlug aber erstmals vor, eine fixe Mitgliederzahl in der Verfassung zu verankern. Die Regierung war der Meinung, mit einem 130-kšpfigen Grossen Rat kšnne eine ausgewogene Vertretung der Regionen gewŠhrleistet und unter guten Bedingungen im traditionellen Saal gearbeitet werden. Der Grosse Rat prŸfte den Vorschlag der Regierung und schloss sich ihm mit einer deutlichen Mehrheit an. Die ebenfalls vorgeschlagene Lšsung, die Mitgliederzahl auf 120 Abgeordnete festzusetzen, wurde abgelehnt. 1959 stimmte das Freiburger Volk der EinfŸhrung einer fixen Mitgliederzahl, d.h. 130 GrossrŠte, ebenfalls zu.

�Die – relativ hohe – Zahl von 130 Ratsmitgliedern im Kan�ton Freiburg ist das Ergebnis eines langen Prozesses.��Seit 1959 wurde die Zahl von 130 Ratsmitgliedern nicht mehr geändert. Allerdings gab es verschiedene parlamentarische Vorstösse zu diesem Thema.



1973 wurden zwei Motionen eingereicht: Eine Motion forderte die Verkleinerung des Grossen Rates auf 80 Mitglieder, die andere auf 100 Mitglieder. Der Grosse Rat beschloss, die beiden Motionen in ein Postulat umzuwandeln, und die Vorschläge im Rahmen der zweiten Etappe der damals diskutierten Verfassungsrevision zu prüfen. Die Vorschläge wurden aber schliesslich nicht berücksichtigt.



1996 forderten zwei GrossrŠte den Staatsrat mit einem Postulat auf, die Frage einer Verkleinerung des Parlaments zu prŸfen, ohne dass sie aber konkrete Zahlen nannten. Der Grosse Rat beschloss in der Folge, dass diese Frage im Rahmen der Totalrevision der Verfassung behandelt werden sollte, die sich besser fŸr eine umfassende Analyse der Parlamentsreform eigne.�



Die Frage einer Senkung der Mitgliederzahl wurde im Gros�sen Rat erst vor kurzem aufgeworfen.��









1.3.	Die Auswirkungen

���Die Verkleinerung des Grossen Rates hŠtte komplexe Auswirkungen. Wie der kurze RŸckblick weiter oben zeigt, wurden bei der PrŸfung einer allfŠlligen Verkleinerung des freiburgischen Grossen Rates verschiedene Aspekte zur Sprache gebracht: der zu kleine Saal, die Mšglichkeit von Einsparungen, der Wunsch nach einer effizienteren Parlamentsarbeit und die BemŸhungen, eine ausgewogene Vertretung der Regionen und der politischen Gruppierungen zu gewŠhrleisten.



Dies sind sicher nicht die einzigen Aspekte, die geprŸft werden kšnnen, doch gehšren sie wahrscheinlich zu denjenigen, die am hŠufigsten genannt werden. Sie sind nicht alle gleich wichtig: WŠren lediglich die beiden wichtigsten Aspekte zu berŸcksichtigen, so wŸrden fast sicher die effiziente Arbeitsweise des Grossen Rates und die angemessene Vertretung der verschiedenen Bevölkerungsgruppen zuerst erwŠhnt.�



Bei der Festlegung der Zahl der Ratsmitglieder geht es in erster Linie darum, eine optimale Arbeitsweise des Gros�sen Rates und eine angemessene Vertretung der Bevölkerung zu gewŠhrleisten.��



a)	Die effiziente Arbeitsweise des Grossen Rates���1996-1997 war das Hauptargument des Postulats, das die Prüfung einer Verkleinerung des Grossen Rates verlangte, die grössere Effizienz des Parlaments.



Dieses Argument wird meistens ohne richtige Begründung vorgebracht, als ob dies selbstverständlich wäre. Es scheint jedoch sinnvoll, das Argument hier etwas auszuführen.



Je kleiner ein Gremium ist, desto mehr fühlen sich die Mitglieder einbezogen und desto mehr müssen sie über die behandelten Geschäfte im Bild sein. Die Diskussionen konzentrieren sich daher auf die wichtigen Aspekte und haben weniger Tendenz, sich in die Länge zu ziehen. Was den Grossen Rat anbelangt, wird im Übrigen häufig die Effizienz der Kommissionsarbeit der Schwerfälligkeit der Debatten im Plenum gegenübergestellt.



Eine Verkleinerung des Grossen Rates würde ausserdem den Zugang zu den Kommissionen erleichtern.



Die Verkleinerung des Grossen Rates allein garantiert aber natürlich noch keine optimale Arbeitsweise des Parlaments. Bei der Debatte über das Postulat zur Mitgliederzahl des Grossen Rates hielt ein Grossrat übrigens vor kurzem fest, der Beweis, dass das Parlament aufgrund einer Verringerung seiner Mitgliederzahl rationeller werde, sei bis jetzt noch nirgends erbracht worden. Eine Verkleinerung des Parlaments kann ihr Ziel nur erreichen, wenn sie mit anderen Massnahmen, wie der Stärkung der Kommissionen oder der Parlamentsdienste, kombiniert wird.



Es ist aber trotzdem darauf hinzuweisen, dass die Arbeits�belastung des Parlaments unabhängig von seiner Mitgliederzahl nicht abnimmt. Muss die Arbeit auf weniger Personen verteilt werden, so hat dies eine Mehrbelastung für jedes einzelne Mitglied zur Folge. Die Gleichung ist daher einfach: weniger Mitglieder, dafür höhere Anforderungen in Bezug auf ihre Verfügbarkeit.�



Die Verkleinerung des Gros�sen Rates wird oft als Garantie für eine grössere Effizienz dargestellt. Es braucht aber auch organisatorische Massnahmen, um die Arbeitsweise des Parlaments zu verbessern.





Ausserdem gilt zu beachten, dass eine Verkleinerung des Parlaments eine grössere Verfügbarkeit der einzelnen Ratsmitglieder bedingt.��



b)	Die angemessene Vertretung der verschiedenen Bevölkerungsgruppen���Bei den Diskussionen über die Mitgliederzahl des Parlaments stellt sich immer auch die Frage der Vertretung der verschiedenen Gruppierungen. Im Kanton Freiburg ging es dabei bis jetzt vor allem um die Vertretung der Regionen und der politischen Gruppierungen, doch stellt sich auch die Frage eines höheren Frauenanteils.



Eine Verkleinerung des Grossen Rates würde die Vertretung der verschiedenen Gruppierungen auf jeden Fall beeinträchtigen und eine grössere Distanz zwischen den Ratsmitgliedern und dem Volk schaffen.



Diese Nachteile können durch verschiedene Massnahmen gemildert werden.



Was die Regionen anbelangt, beruht die Vertretung auf dem System der Wahlkreise. Unser Kanton umfasst zwei Sprachgemeinschaften und acht Wahlkreise, die mit Ausnahme der Stadt Freiburg den heutigen Bezirken entsprechen. Die Grenzen dieser Bezirke sind nicht unverŠnderlich, und die territoriale Gliederung des Kantons wird in einem besonderen Ideenheft zur Diskussion gestellt. Die Vielfalt unseres Kantons (Regionen im Gebirge und im Flachland, dünn besiedelte und dichter bevölkerte Gebiete, wirtschaftlich starke und schwŠchere Regionen, gut erschlossene und weniger gut erschlossene Gebiete) wird durch die heutigen Bezirke oder durch neue regionale Einheiten aber weiterhin zum Ausdruck kommen.



Um zu vermeiden, dass die dünn besiedelten Bezirke oder Regionen im Parlament nur noch schwach vertreten sind, kann mit Korrekturmechanismen eine Mindestzahl von Mandaten gewährleistet werden, wie dies die folgende Tabelle zeigt, die unter Beibehaltung der heutigen Wahlkreise von einer Verringerung von 130 auf 100 Sitze ausgeht:�





Eine hohe Mitgliederzahl erleichtert natürlich die angemessene Vertretung der verschiedenen Gruppierungen.





















Im Falle einer Verkleinerung des Grossen Rates können bei den Wahlen jedoch Korrekturmechanismen vorgesehen werden, um eine minimale Vertretung zu garantieren.��



Wahlkreis�130 Sitze

(heutige Situation)�100 Sitze, ohne

Korrektiv�100 Sitze,

1 garantierter Sitz pro Wahlkreis�100 Sitze,

3 garantierte Sitze pro Wahlkreis�100 Sitze,

5 garantierte Sitze pro Wahlkreis��Stadt Freiburg�19�15�15�15�14��Saane-Land�26�20�20�18�17��Sensebezirk�21�16�16�15�15��Greyerzbezirk�20�16�15�15�14��Seebezirk�15�12�11�11�12��Glanebezirk�10�7�8�9�10��Broyebezirk�12�8�9�10�10��Vivisbachbezirk�7�6�6�7�8��

Wie diese Beispiele zeigen, hat eine Verkleinerung des Gros�sen Rates von 130 auf 100 Mitglieder nicht unbedingt eine Untervertretung der bevšlkerungsschwächsten Bezirke zur Folge, sofern ausreichende Korrekturmechanismen vorgesehen werden. Je nach Korrektiv kann sie im Gegenteil sogar dazu fŸhren, dass kleine Bezirke wie der Vivisbachbezirk oder der Glanebezirk (relativ oder sogar absolut gesehen) besser vertreten sind. Der Grundsatz einer Mindestzahl von Mandaten pro Bezirk kšnnte sehr gut in der neuen freiburgischen Verfassung verankert werden, wie dies z.B. auch in der Berner Verfassung der Fall ist, die mindestens zwei Sitze pro Amtsbezirk vorsieht. Eine andere Mšglichkeit, eine Untervertretung der kleinen Bezirke zu verhindern, wŠre eine neue Gliederung dieser Bezirke. Diese Frage wird jedoch in einem anderen Ideenheft behandelt. Mit den entsprechenden Begleitmassnahmen ist die Untervertretung der Sprachen und Regionen also kein unŸberwindbares Hindernis.



Die Gefahr, dass die kleinen politischen Gruppierungen mšglicherweise nicht mehr im Grossen Rat vertreten wŠren, ist hingegen schwieriger zu bewältigen. Die Existenz solcher kleiner Gruppierungen wŠre unweigerlich bedroht.



Um zu Ÿberleben, mŸssten sie vermehrt Listenverbindungen mit anderen politischen Gruppierungen eingehen. Man kšnnte auch das Quorum senken, das gegenwŠrtig bei 7,5% liegt.



Was die angemessene Vertretung der Frauen anbelangt, sind schliesslich verschiedene Massnahmen denkbar. Auf Bundesebene wird im Frühling 2000 über eine Initiative abgestimmt, die Quoten für eine gerechte Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden einführen will. Solche Quoten sind allerdings umstritten. Das Bundesgericht erachtete verschiedene Vorschläge zur Einführung von Quoten in zwei Kantonen als verfassungswidrig. In seiner Botschaft zur Quoteninitiative vertritt der Bundesrat zudem die Meinung, weniger restriktive Massnahmen wie die Einführung von Listenquoten oder finanzielle Anreize im Rahmen der Unterstützung der Parteien seien sinnvoller.���

c)	Die Mšglichkeit von Einsparungen���Bei Diskussionen wird immer wieder auf die durch eine Verkleinerung des Grossen Rates möglichen Einsparungen hingewiesen. Es wŠre jedoch falsch, mit der Herabsetzung der Mitgliederzahl nur den Staatshaushalt entlasten zu wollen: Einerseits wŸrden die Einsparungen kaum eine Entlastung bringen, und andererseits wŸrde praktisch keine Effizienzsteigerung erzielt, falls die Verkleinerung die einzige Massnahme zur Reform des Grossen Rates bliebe.



Bei einer Verringerung der Zahl der GrossrŠtinnen und GrossrŠte von 130 auf 100 Ratsmitglieder kšnnten aufgrund der Einsparungen bei den Sitzungsgeldern und Reisespesen insgesamt rund 100'000 bis 200'000 Franken gespart werden. Dieser Betrag entspricht etwa 0,01% der jŠhrlichen Staatsausgaben. Die durch die Verkleinerung des Grossen Rates erzielten Einsparungen kšnnen daher kein eigenstŠndiges Ziel sein.�Das immer wieder vorgebrachte Argument, wonach mit einer Verkleinerung des Grossen Rates Einsparungen erzielt werden könnten, ist nicht wirklich stichhaltig.��



1.4. Fragen���

Halten Sie die Verkleinerung des Grossen Rates fŸr eine sinnvolle Massnahme zur Reform des Parlaments?�Frage 1a��

Sind Sie der Meinung, dass bei einer Verkleinerung des Grossen Rates Korrekturmechanismen vorge�sehen werden sollten, um eine bessere Vertretung zu gewährleisten?



Wenn ja, in welcher Hinsicht?:

Vertretung der Regionen

Vertretung der politischen Gruppierungen

Vertretung der Frauen

andere�Frage 1b��

Haben Sie weitere Bemerkungen zur Verkleinerung des Grossen Rates?�Frage 1c��





2.	DIE UNVEREINBARKEITEN F†R DIE …FFENTLICHEN BEDIENSTETEN



Die Frage der Mitgliederzahl ist nicht die einzige Frage, die sich im Zusammenhang mit der Zusammensetzung des Gros�sen Rates stellt. Das Verbot für die öffentlichen Bediensteten, im Parlament Einsitz zu nehmen, die sog. Unvereinbarkeit, hat ebenfalls einen Einfluss auf dessen Zusammensetzung.



Die Unvereinbarkeit bedeutet aber nicht, dass die betreffenden Personen nicht wählbar sind. Sie kšnnen sehr wohl auf einer Liste figurieren und kandidieren, doch mŸssen sie sich im Falle einer Wahl zwischen ihrem Beruf und dem Mandat als GrossrŠtin oder Grossrat entscheiden.���



2.1. Die Situation in den Kantonen



Neben dem allgemeinen Verbot für öffentliche Bedienstete, im Parlament Einsitz zu nehmen, und der Vereinbarkeit einer Anstellung beim Staat mit einem Parlamentsmandat gibt es zahlreiche abgestufte Lösungen. Ein Vergleich der vielen differenzierten Unvereinbarkeitsregelungen der Kantone ist daher nicht einfach. Zudem ist eine €mterkumulation in verschiedenen Kantonen bewilligungspflichtig, was eine fallweise PrŸfung bedingt.



In der folgenden Tabelle soll aber trotzdem der Versuch einer GegenŸberstellung der verschiedenen kantonalen Regelungen gewagt werden. Es gilt im †brigen zu beachten, dass mehrere Kantone ihre Unvereinbarkeitsregelung in letzter Zeit geŠndert haben oder eine €nderung zumindest geprŸft haben. Es lŠsst sich aber keine eindeutige Tendenz ausmachen, obwohl im Allgemeinen eine gewisse Lockerung der Verbote zu beobachten ist.�









Die Unvereinbarkeitsregelungen der Kantone sind sehr unterschiedlich. Neben der vollständigen Unvereinbarkeit und der unbeschränkten Ämterkumulation gibt es viele abgestufte Lösungen.��

Unvereinbarkeitsregelungen der Kantone����SO, GR���Totale oder nahezu�LU, TI (Ausnahmen mšglich)��

Unvereinbarkeit�totale Unvereinbarkeit�TG (Ausnahme: Gerichtsschreiber), BE, AG, VS, NE, JU (Ausnahme: LehrkrŠfte)���Nur fŸr vollamtliche oder hauptberuflich angestellte Beamten�FR (Ausnahme: LehrkrŠfte), UR, OW

���Mšglich�AR, SG, SZ, NW, AI, SH��



Kumulation�Mšglich, mit Ausnahme der hšheren Mitarbeiter, die an der AusŸbung der šffentlichen Gewalt teilhaben�



ZH, GL, ZG, BS, BL, VD, GE��



2.2. Die Situation im Kanton Freiburg



Laut dem geltenden Gesetz Ÿber die AusŸbung der bŸrgerlichen Rechte dürfen StaatsrŠtinnen und StaatsrŠte, OberamtmŠnner sowie vollamtliche Magistratinnen und Magistraten und Beamtinnen und Beamten nicht im Grossen Rat Einsitz nehmen.



Das Gesetz sieht lediglich für die LehrkrŠfte eine Ausnahme vor, die auch dann Abgeordnete des Grossen Rates werden kšnnen, wenn sie vollamtlich tŠtig sind.



Der Vorentwurf des neuen Gesetzes Ÿber die AusŸbung der politischen Rechte, der im Sommer 1999 in die Vernehmlassung gegeben wurde, sieht allerdings eine Lockerung der Unvereinbarkeitsregelung fŸr die šffentlichen Bediensteten vor. FŸr die Mitglieder des Staatsrates, die Oberamt�mŠnner und die Magistraten der richterlichen Behšrden bleibt die Unvereinbarkeit zwar bestehen, doch fŸr die Ÿbrigen Angestellten des Staates ist sie nur noch vorgesehen, wenn diese an der AusŸbung der šffentlichen Gewalt teilhaben.�





Im Kanton Freiburg beschränkt sich das Verbot, ein Grossratsmandat anzunehmen, auf die öffentlichen Bediensteten, die vollamtlich angestellt sind und nicht dem Lehrkörper angehören.



Eine Lockerung dieser Regelung wird zurzeit geprüft.��

2.3. Die zu berŸcksichtigenden GrundsŠtze



Bei der †berprŸfung der Unvereinbarkeitsregelung mŸssen einige wichtige GrundsŠtze berŸcksichtigt werden, die übrigens sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene zur Anwendung kommen. Je nachdem, welche Bedeutung man den einzelnen GrundsŠtzen einrŠumt, erhŠlt man die verschiedenen Lšsungen, die in der vorstehenden Tabelle aufgefŸhrt sind. Es gibt mindestens drei solche GrundsŠtze.

���Der erste ist der Grundsatz der Gewaltentrennung, dessen Auslegung sich im Laufe der Jahre geŠndert hat. WŠhrend es in mehreren Kantonen noch vor einigen Jahrzehnten als normal galt, dass ein Regierungsmitglied gleichzeitig im Parlament Einsitz nehmen konnte, ist dies nach dem modernen VerstŠndnis dieses Prinzips nicht mehr der Fall.



Die Gewaltentrennung steht jedoch einer Kumulation eines Parlamentsmandats mit einer Anstellung beim Staat nicht entgegen, zumindest wenn die betreffende Person keine hšhere Funktion ausŸbt, in der sie massgeblich auf den Entscheidungsprozess einer der drei Gewalten (Exekutive, Legislative oder Judikative) Einfluss nehmen kann.



Der zweite grosse Grundsatz ist derjenige der Wahlfreiheit der WŠhlerinnen und WŠhler. Dies ist zwar ebenfalls kein absolutes Prinzip, doch wird es sicher eingeschrŠnkt, wenn fŸr ganze Kategorien von šffentlichen Bediensteten eine Unvereinbarkeit besteht: Je gršsser die Auswahl der Stimmberechtigten, desto besser kann sich ihre Wahlfreiheit entfalten. Das Bundesgericht hebt übrigens selbst hervor, dass šffentliche Bedienstete, die in das Parlament gewŠhlt werden und dort Einfluss auf die Personalpolitik nehmen kšnnen, sich in einer Šhnlichen Situation befinden wie ein Landwirt, der im Grossen Rat grosszŸgige LandwirtschaftsbeitrŠge verteidigt, oder eine Unternehmerin, die sich im Grossen Rat fŸr Steuererleichterungen einsetzt.



Als drittes Prinzip ist der Grundsatz der Gleichbehandlung zu berŸcksichtigen. Obwohl dieser Grundsatz es formell nicht verbietet, die AusŸbung eines Grossratsmandats nur gewissen šffentlichen Bediensteten zu gestatten (z.B. nur den LehrkrŠften, nicht aber den Ÿbrigen Beamtinnen und Beamten), so wird er in solchen FŠllen trotzdem verletzt. Diese Verletzung wiegt schwerer, wenn sich die Ungleichbehandlung nicht anhand von objektiven Kriterien rechtfertigen lŠsst. Ausserdem ist darauf hinzuweisen, dass es nicht zulŠssig ist, den šffentlichen Bediensteten zu erlauben, im Grossen Rat Einsitz zu nehmen, sie aber gleichzeitig zu verpflichten, in den Ausstand zu treten, wenn Fragen der Personalpolitik behandelt werden: Dies wŸrde den Grundsatz der strikten Gleichbehandlung der Ratsmit�glieder verletzen, da damit eine Kategorie von Parlamentarierinnen und Parlamentariern "zweiter Klasse" geschaffen wŸrde, denen das Stimmrecht fŸr einen Teil ihrer TŠtigkeit systematisch entzogen wŸrde.�Die Wahl der Regelung in Bezug auf die Unvereinbarkeiten hŠngt insbesondere von der Bedeutung ab, die man verschiedenen Grund�sŠtzen, wie der Gewaltentrennung, der Wahlfreiheit oder der Gleichbehandlung, beimisst.��



2.4. Fragen���

BefŸrworten Sie eher eine Regelung, die den Grundsatz der Unvereinbarkeit oder den Grundsatz der €mterkumulation vorsieht?�Frage 2a��

Befürworten Sie die Verankerung einer Bestimmung, wonach öffentliche Bedienstete, die an der Ausübung der öffentlichen Gewalt teilhaben, nicht im Grossen Rat Einsitz nehmen dürfen?�Frage 2b��

Haben Sie weitere Bemerkungen zur Unvereinbarkeitsregelung?�Frage 2c��









3.	DIE EFFIZIENZSTEIGERUNG DES GROS�SEN RATES



3.1. Die Notwendigkeit einer Reform

���Der Grundsatz der Gewaltentrennung zwischen der Legis�lative, der Exekutive und der Judikative ist der Eckstein jeder Demokratie. Dieses Prinzip, das selbstverstŠndlich auch im Kanton Freiburg gilt und in Artikel 31 der geltenden Verfassung ausdrŸcklich gewŠhrleistet wird, bedingt ein gewisses Gleichgewicht zwischen den drei Gewalten.



Wie ein vor kurzem erschienenes Werk über das politische System der Schweiz zeigt, lässt sich weltweit feststellen, dass die steigende Komplexität der modernen Politik tendenziell zu einer Stärkung der Exekutive zu Lasten der Legislative führt.



Im Kanton Freiburg ist die Situation nicht wesentlich anders. Der Staatsrat konnte angesichts der zunehmenden Komplexität der staatlichen Aufgaben eine immer spezialisiertere Verwaltung aufbauen und qualifizierte Expertinnen und Experten beiziehen. Die Organisation und die Struktur des Parlaments wurden hingegen kaum angepasst.



Es besteht daher ein offensichtlicher Reformbedarf, was sich auch in den relativ vielen parlamentarischen Vorstös�sen zu diesem Thema niederschlägt. Der Grosse Rat setzte deshalb für die Legislaturperiode 1997–2001 eine Kommission für die Parlamentsreform ein, die vor allem folgende Ziele hat: Stärkung der Rolle und der Stellung des Parlaments, Verbesserung der Arbeitsweise des Parlaments und Erweiterung seines Handlungsspielraums, Effizienzsteigerung bei niedrigeren Kosten, Überprüfung der Mittel und der Infrastruktur des Parlaments. Mit der Einführung der parlamentarischen Untersuchungskommissionen, einer neuen Anordnung der Sessionen und der elektronischen Stimmabgabe wurde im Herbst 1999 bereits ein erstes Massnahmenpaket verabschiedet, und eine zweite Etappe soll in der ersten Hälfte des Jahres 2000 folgen.



Zur Rationalisierung und effizienteren Gestaltung der Tätigkeit des Grossen Rates scheint eine Verbesserung der Arbeitsmethoden der Grossrätinnen und Grossräte daher sinnvoll. Neben den bereits im Rahmen der ersten Etappe der Parlamentsreform beschlossenen Massnahmen sind dabei die Stärkung der parlamentarischen Kommissionen, die Stellung der Parlamentsdienste und der Ausbau der Fraktionen zu erwähnen.�



Unsere Welt hat sich in den letzten Jahrzehnten beträchtlich verändert. Der Aufbau und die Organisation des Parlaments wurden diesen Änderungen aber nur beschränkt angepasst.









Die Arbeitsmethoden des Grossen Rates müssen daher verbessert werden. Entsprechende Reformen sind übrigens bereits im Gange.��



3.2.	Die StŠrkung der parlamentarischen Kommissionen

���Bei Untersuchungen in Bezug auf die Parlamente wird häufig unterschieden zwischen den "Diskussionsparlamen�ten", bei denen das Schwergewicht auf den Beratungen im Plenum liegt, und den "Arbeitsparlamenten", bei denen die wichtigen Debatten auf Kommissionsebene stattfinden.



Wie dies auch auf Bundesebene und in den meisten anderen Kantonen der Fall ist, zählt der freiburgische Grosse Rat viele Kommissionen. Davon sind einige ständige Kommissionen, während andere für die Prüfung eines bestimmten Geschäfts eingesetzt werden. Falls eine Stärkung des Kommissionssystems gewünscht wird, erfordert dies fast unweigerlich eine Erhöhung der Zahl der ständigen Kommissionen oder den vollständigen Übergang zum System der ständigen Kommissionen.�Die Wichtigkeit der Kommissionsarbeit ist längst erwiesen. Die Handlungsmöglichkeiten des Parlaments könn�ten daher durch eine Stärkung des Systems der parlamentarischen Kommissionen verbessert werden.��



a)	Die Situation auf Bundesebene und in den Ÿbrigen Kantonen

Bei einem Vergleich mit den Kommissionssystemen des Bundes und der anderen Kantone ist eine gewisse Zurückhaltung geboten, da sich die Organisation und der Aufbau der einzelnen Kantonsparlamente stark unterscheiden können. Dies gilt umso mehr fŸr die AusfŸhrungen zur Bundesversammlung, fŸr deren Zweikammersystem und deren Befugnisse es auf Kantonsebene nichts Entsprechendes gibt.



Auf Bundesebene ging die Bundesversammlung 1991 zum System der stŠndigen Kommissionen über.



Damit wollte man der Entwicklung entgegenwirken, dass viele wichtige GeschŠfte von nichtstŠndigen Kommissionen behandelt wurden, die weniger spezialisiert und weniger gut ausgerŸstet waren als die stŠndigen Kommissionen, um die Betreuung politisch heikler Dossiers zu gewŠhrleisten.



Das Ziel bestand darin, dem Parlament mehr politisches Gewicht zu geben, indem man es ihm ermšglichte, seine Initiativfunktion dank der stŠndigen Kommissionen wieder zurŸckzugewinnen.



Auf internationaler Ebene scheinen sich nämlich vor allem diejenigen Parlamente, die Ÿber ein umfassendes System von stŠndigen Kommissionen verfŸgen, aktiv am Gesetzgebungsprozess beteiligen zu kšnnen. Dies ist beispielsweise beim amerikanischen Kongress der Fall, dessen ReprŠsentantenhaus 22 und dessen Senat 16 stŠndige Kommissionen zŠhlt.

�







Die Bundesversammlung ging vor einigen Jahren zum System der ständigen Kom�missionen über.��Der Nationalrat hat gegenwŠrtig wie der StŠnderat zwölf stŠndige Kommissionen. Diese decken nahezu alle TŠtigkeitsbereiche des Parlaments ab, so dass nur in AusnahmefŠllen nichtstŠndige Kommissionen eingesetzt werden, z.B. wenn eine stŠndige Kommission Ÿberlastet ist.



Die Kantone verfügen alle über ständige Kommissionen. Ihre Zahl ändert allerdings von Kanton zu Kanton. Eine vollständige Übersicht über diese Kommissionen bringt aber wenig. Es scheint sinnvoller, bei einem Kantonsvergleich die Bereiche der parlamentarischen TŠtigkeit zu berücksichtigen, die von einer ständigen Kommission abgedeckt werden.�



Die Zahl der ständigen Kommissionen ist von Kanton zu Kanton sehr unterschiedlich. Einige Kantone verfügen in den wichtigen Bereichen der Parlaments�tätigkeit über ständige Kom�missionen.��

Bereich�Kantone mit einer stŠndigen Kommission im entsprechenden Bereich��Raumplanung und Bauten�ZH, SZ, NW, BS, BL, AG, TG, GE��Schule und Bildung�BL, AI, AG, GE, ZH��Umwelt�BL, AG, ZH��Gesundheit�BL, BS, AG, AI, GE, ZH��Verkehr�ZH, AG, JU, LU��Personal�BS, BL��Politische Rechte�LU, SZ��Gesetzgebung�TG, NE, TI��



b)	Die Situation im Kanton Freiburg

Der freiburgische Grosse Rat kennt schon seit langem den Grundsatz, wonach jedes GeschŠft, das in seine ZustŠndigkeit fŠllt, zuerst von einer parlamentarischen Kommission geprŸft werden muss.



Zurzeit gibt es drei Arten von Kommissionen:

–	die stŠndigen Kommissionen, von denen es sechs gibt (WahlprŸfungs-, Staatswirtschafts-, Begnadigungs-, Petitions-, EinbŸrgerungs-, Justizkommission). Sie setzen sich aus sieben GrossrŠtinnen oder GrossrŠten zusammen Ð mit Ausnahme der Staatswirtschaftskommission, die 13 Mitglieder zŠhlt Ð und werden vom Grossen Rat fŸr die gesamte Dauer der Legislaturperiode gewŠhlt.

–	die Spezialkommissionen (oder nichtstŠndigen Kommissionen), die in der Regel vom BŸro des Grossen Rates ernannt werden, das auch die Mitgliederzahl festsetzt. Diese Kommissionen werden fŸr besondere GeschŠfte eingesetzt, vor allem zur PrŸfung der vom Staatsrat vorbereiteten Gesetzes- und DekretsentwŸrfe. Sie werden mit der ErfŸllung ihrer Aufgabe automatisch aufgelšst.

–	die fŸr die Dauer einer Legislaturperiode eingesetzten Spezialkommissionen (gegenwŠrtig z.B. die Kommis�sion fŸr Kantonalstrassen und Wasserbau und seit 1997 die Fusionskommission).

���Dieses Kommissionssystem wurde in den letzten Jahrzehnten nicht wesentlich geŠndert, wenn man von der Schaffung der stŠndigen Justizkommission im Jahre 1996 absieht.



Wie die vorstehende Tabelle über die Bereiche zeigt, für die in verschiedenen Kantonen eine ständige Kommission zuständig ist, werden im Kanton Freiburg wichtige Bereiche, in denen das Bundesrecht den kantonalen Gesetz�gebern noch einen grossen Handlungsspielraum zugesteht, nicht von den sechs ständigen Kommissionen des Grossen Rates abgedeckt. Der Gesetzgeber hat dies übrigens nicht anders gewollt.



Die Schaffung weiterer ständiger Kommissionen wird allerdings bereits im Rahmen der zweiten Etappe der laufenden Reform des freiburgischen Grossen Rates geprüft.�













Mehrere dieser Bereiche werden von den gegenwärtig sechs ständigen Kommissionen des freiburgischen Grossen Rates nicht abgedeckt.��



c)	StŠndige oder nichtständige Kommissionen?

Die Tatsache, dass im Kanton Freiburg nur eine beschränkte Zahl von Bereichen von den ständigen Kommissionen abgedeckt wird, führt dazu, dass wichtige Geschäfte wie z.B. Gesetzesentwürfe von nichtständigen Kommissionen behandelt werden. Eine Mšglichkeit, die Arbeit des Grossen Rates zu reorganisieren, würde daher in der Schaffung von weiteren stŠndigen Kommissionen bestehen, die alle wichtigen TŠtigkeitsgebiete des Staates abdecken.



Der Ausbau des Systems der stŠndigen Kommissionen hat viele Vorteile.



Das System der ständigen Kommissionen ermšglicht eine rationelle Zeitplanung der Kommissionsarbeit mehrere Monate im Voraus. Den Kommissionsmitgliedern fällt es daher leichter, Sitzungsdaten zu finden und ihre beruflichen Verpflichtungen mit ihrem Grossratsmandat zu vereinbaren. Die stŠndigen Kommissionen tagen wŠhrend des ganzen Jahres, was eine gegenseitige Information zwischen dem Parlament und der Regierung sowie eine bessere Betreuung der GeschŠfte der Regierung gewŠhrleistet. Vor allem eignen sich die Kommissionsmitglieder auf einem bestimmten Gebiet solide Kenntnisse an, weil sie sich immer mit denselben Themen befassen. Sie haben auch mehr Zeit, um über Grundsatzfragen nachzudenken, und können so Änderungen anregen, dies vor allem im Bereich der Gesetzgebung. Schliesslich eignen sich die stŠndigen Kommissionen besser zur Schaffung von Subkommissionen, die eine zusŠtzliche Spezialisierung ermšglichen.



Den stŠndigen Kommissionen kšnnen zudem gewisse Entscheidungsbefugnisse Ð allerdings keine Gesetzgebungs�befugnisse Ð delegiert werden (z.B. im Bereich der GewŠhrung des BŸrgerrechts), wodurch das Parlament entsprechend entlastet wird.



Die Vorteile des heutigen Systems der nichtstŠndigen Kommissionen dürfen aber nicht ausser Acht gelassen werden. Dieses System lŠsst den Fraktionen und dem BŸro einen gros�sen Spielraum bei der Verteilung und der Zahl der Sitze. Man kann es mit anderen Worten mehr Leuten recht machen, da jedes Mal eine neue Kommission ein�gesetzt wird. Wegen der grossen Zahl der wŠhrend einer Legislaturperiode zu vergebenden Sitze kšnnen die spezi�fischen Interessen der Ratsmitglieder, die verschiedenen Regionen und politischen Stršmungen sowie die beiden Sprachen des Kantons angemessen berŸcksichtigt werden. Zudem ist es im Verhinderungsfall einfacher, einen Ersatz zu finden, als bei den stŠndigen Kommissionen.



Schliesslich garantiert dieses System eine gewisse Gleichbehandlung der Ratsmitglieder, da es ihre Eigenschaft als "Generalisten" nicht beeintrŠchtigt.�









Die Erhöhung der Zahl der ständigen Kommissionen wird bereits geprüft. Es stellt sich aber die Frage eines generellen Übergangs zum System der ständigen Kom�missionen.

















In Bezug auf die Effizienz ist diese Lösung vermutlich sinnvoll. Allerdings hat das System der nichtständigen Kommissionen ebenfalls seine Vorteile.��

3.3.	Die Institutionalisierung der Fraktionen



SŠmtliche Parlamente auf Landes-, Kantons- und Gemeindeebene kennen die Fraktionen, denen die Mitglieder einer Partei oder einer politischen Gruppierung angehšren. Im politischen System der Schweiz kommt den Fraktionen eine grundlegende Rolle bei der politischen Meinungs�bildung zu: Ihre Hauptaufgabe besteht darin, zu wichtigen Vorlagen vorgŠngig Stellung zu nehmen und auf diese Weise zur rationellen Abwicklung der GeschŠfte beizutragen.



Im Kanton Freiburg wird die Frage der Fraktionen gegenwŠrtig im Gesetz Ÿber das Reglement des Grossen Rates geregelt, das folgendes bestimmt: "GrossrŠte der gleichen Partei kšnnen sich zu einer Fraktion zusammenschliessen unter der Bedingung, dass ihre Zahl mindestens fŸnf betrŠgt."



Sind es weniger als fŸnf, so kšnnen sie sich einer Fraktion ihrer Wahl anschliessen, sofern sie aufgenommen werden.

�









Die Fraktionen spielen bei der Bildung der politischen Meinung eine wichtige Rolle.��Aufgrund der AusfŸhrungen in Bezug auf den Ausbau und die StŠrkung der parlamentarischen Kommissionen stellt sich die Frage, ob die Fraktionen auf Verfassungsebene anerkannt werden sollen. Mit ihrer Verankerung in der Verfassung kšnnten die Fraktionen sicher eine gros�se LegitimitŠt erlangen, und sie könnten sogar als ein Organ des Parlaments anerkannt werden. Ihre Aufgabe könnte hauptsächlich darin bestehen, die Beziehungen zwischen den Parteien oder politischen Gruppierungen, denen die Ratsmitglieder angehšren, zu verbessern, bei der PrŸfung und Vorbereitung von GeschŠften allgemeiner Tragweite intensiv mitzuwirken, die Information der Volksvertreterinnen und Volksvertreter auszubauen oder sogar Projekte zu initiieren und weiterzuentwickeln. Zudem sollte nicht ausgeschlossen werden, dass sie gewisse Entscheidungsbefugnisse erhalten kšnnen. Die Bereitstellung der fŸr ihren Auftrag geeigneten Ressourcen oder Mittel durch den Staat wŠre umso eher gerechtfertigt oder gewŠhrleistet, als das reibungslose Funktionieren des parlamentarischen Systems im allgemeinen Interesse liegt.�



Die Verankerung der Fraktionen in der Verfassung würde ihre Legitimität erhöhen und könnte zur Verbesserung des parlamentarischen Systems beitragen.��



3.4. Die Stellung der Parlamentsdienste



Seit der GrŸndung des Bundesstaates und noch bis vor kurzem verfŸgten weder die Bundesversammlung noch die Kantonsparlamente Ÿber ihre eigenen Dienste. Das Sekretariat des Parlaments, das vor allem die Aufgabe hat, bei den Beratungen Protokoll zu fŸhren und die Ratsmitglieder zu unterstŸtzen, wurde und wird hŠufig noch von der Kanzlei, d.h. vom Stabsorgan der Exekutive, geführt.



In den letzten Jahren hat sich jedoch gezeigt, dass mit der Autonomie und dem Ausbau der Parlamentsdienste eine grös�sere Unabhängigkeit des Parlaments erreicht und seine Handlungsfähigkeit verbessert werden kann.�









In der Schweiz wird das Sekretariat des Parlaments üblicherweise vom Stabs�organ der Regierung geführt.��



a)	Die Situation auf Bundesebene und in den Ÿbrigen Kantonen

Auf Bundesebene wurde die Kanzlei im Laufe des 20. Jahrhunderts schrittweise in zwei Dienststellen aufgeteilt: in die "allgemeine Stabsstelle des Bundesrates", die hauptsŠchlich fŸr die Regierung tŠtig ist, und in die "Parlaments�dienste", die ausschliesslich fŸr die Bundesversammlung arbeiten.



Die "Parlamentsdienste" waren bis zum 31. Dezember 1999 administrativ dem Bundesrat angegliedert, doch wurde diese Verbindung mit dem Inkrafttreten der neuen Bundesverfassung aufgehoben. Die Parlamentsdienste, die Ÿber rund 160 hochqualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verfŸgen, sind nun vollkommen unabhŠngig von der Exekutive.

�









Diese Regelung wird auf Bundesebene aufgehoben.��Auf Kantonsebene ist die Situation sehr unterschiedlich. In mehreren Kantonen übt der Kanzler noch die Funktion des SekretŠrs des Parlaments aus (z.B. Schwyz, Obwalden, Nidwalden, Glarus, Zug), während andere Kantone bereits das System des Bundes kennen, wo die Parlamentsdienste dem Parlament angegliedert sind (z.B. Genf, Wallis, Zürich, Luzern). Daneben gibt es aber auch Mischsysteme. So ist in den Kantonen Waadt, Schaffhausen und Solothurn die Kanzlei mit den Sekretariatsaufgaben beauftragt, doch kann das Parlament seinen eigenen SekretŠr wŠhlen, der ihm gegenŸber verantwortlich ist. Oder dann ist der Parlamentsdienst funktionell dem Parlament unterstellt, aber administrativ der Kanzlei angegliedert, wie dies im Kanton Bern der Fall ist.



Obwohl es verschiedene Lösungen gibt, geht die Entwicklung der letzten Jahre doch klar in eine Richtung: Sowohl auf Bundesebene als auch auf Kantonsebene wird den Parlamentsdiensten eine grössere Autonomie eingeräumt.



Diese Entwicklung geht oft mit einem Ausbau des Personals und der logistischen Mittel einher (Dokumentations�dienst, ArbeitsplŠtze mit Schreibtisch und Computer usw.), wie dies auf Bundesebene der Fall war.�

In den Kantonen geht der Trend klar in Richtung einer grösseren Autonomie der Parlamentsdienste im Verhältnis zu den Stabsorganen der Regierung.







Diese Autonomie geht manchmal mit einem Ausbau der Parlamentsdienste einher, wie dies auf Bundesebene der Fall ist.��



b)	Die Situation im Kanton Freiburg

Im Kanton Freiburg übt der Kanzler, der erste Sekretär des Staatsrates, gleichzeitig die Funktion des ersten Sekretärs des Grossen Rates aus. Die Funktion des zweiten Sekretärs wird zurzeit vom Vizekanzler wahrgenommen. Dieses System wurde übrigens auch auf Gemeindeebene übernommen. Das Gemeindegesetz sieht für den Gemeinderat und den Generalrat dasselbe Sekretariat vor.



Diese Regelung wurde auf Kantonsebene noch nie ernsthaft in Frage gestellt.





Der Bericht der von Professor Crettol präsidierten ausserparlamentarischen Kommission für die Prüfung und die Reorganisation der Kantonsverwaltung wies zwar auf das Problem hin, verschob es aber auf die zweite Phase der Arbeiten, nachdem er sich wie folgt dazu geäussert hatte: "Grundsätzlich und in formeller Hinsicht scheint eine Trennung des Sekretariats des Grossen Rates und der Staatskanzlei angezeigt. In Bezug auf das Arbeitsvolumen scheint uns die Tätigkeit des Parlamentssekretariats gegenwärtig aber zu sporadisch und unregelmässig, als dass es ein unabhängiges und ständiges Organ sein könnte. ... Ein dem Kanzler unterstelltes Sekretariat des Grossen Rates hat trotz der scheinbar gegensätzlichen Interessen den grossen Vorteil, dass es die Verbindung und die Koordination zwischen dem Parlament und der Regierung auf formeller und 'psychologischer' Ebene sicherstellt" (Über�setzung).



In der Folge betrafen weder die in der zweiten Hälfte der 80er Jahre getroffenen Massnahmen zur Reorganisation der Staatskanzlei noch der umfassende Bericht über die freiburgische Staatskanzlei aus dem Jahre 1991 (Hänni-Bericht) diese Frage direkt. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass die Kommission für die Parlamentsreform insbesondere den Auftrag hat, die Mittel und die Infrastruktur des Grossen Rates zu überprüfen. Sie sollte sich gegenwärtig mit dieser Frage befassen.�









Im Kanton Freiburg führt die Kanzlei das Sekretariat des Grossen Rates und bildet gleichzeitig die allgemeine Stabsstelle des Staatsrates.��



c)	Die Auswirkungen

Die in den letzten Jahren auf Bundesebene und in mehreren Kantonen eingeleiteten Änderungen in Bezug auf die Parlamentsdienste haben verschiedene Auswirkungen.



So muss es die grössere Autonomie der Parlamentsdienste dem Grossen Rat ermöglichen, seinen Auftrag vollkommen unabhängig von der Regierung wahrzunehmen, wie dies der Grundsatz der Gewaltentrennung erfordert.



Wenn die Personen, die das Sekretariat des Grossen Rates führen, für dieselbe Arbeit auch gegenüber der Exekutive des Kantons verantwortlich sind, so versetzt sie dies in eine doppelte Abhängigkeit. Dies kann unabhängig von der Qualität der Personen zu Komplikationen oder sogar zu Konflikten zwischen zwei manchmal gegensätzlichen Loyalitäten führen. Der Hänni-Bericht von 1991 über die Staatskanzlei des Kantons Freiburg hielt übrigens ausdrücklich fest, dass hinsichtlich der Organisation der Kanzlei Konflikte zwischen den Interessen des Staatsrates und denjenigen des Grossen Rates auftreten können.



Der Ausbau des Personals und der logistischen Mittel des Grossen Rates zielt darauf ab, die aktive Rolle des Parlaments bei der Wahrnehmung seiner Funktionen, vor allem im Bereich der Gesetzgebung und der Aufsicht über die Exekutive und die Verwaltung, zu stärken.



Man kommt immer mehr zum Schluss, dass die Grossrätinnen und Grossräte über Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verfügen sollten, die ihnen direkt unterstellt sind. Diese Unterstellung muss es dem Parlament vor allem ermöglichen, sein Personal selbst und völlig frei zu wählen, ihm seine eigenen Instruktionen zu erteilen und frei darüber zu verfügen, um Kommissionssitzungen zu organisieren oder Berichte zu ausgewählten Themen zu verfassen. Allerdings müsste man die Koordination zwischen den Parlamentsdiensten und der Verwaltung sicherstellen, um allfällige Doppelspurigkeiten zu vermeiden.
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Die Unabhängigkeit der Parlamentsdienste von der Regierung ist unter dem Gesichtspunkt der Gewaltentrennung wünschenswert. Der Ausbau dieser Dienste würde die Handlungsmöglichkeiten des Grossen Rates unweigerlich stärken.��Die Autonomie und die Stärkung der Parlamentsdienste haben jedoch nicht nur Vorteile.



Die Beibehaltung des geltenden Systems lässt sich vor allem aus finanziellen Gründen rechtfertigen. Die Schaffung eines Dokumentationsdiensts, von Beraterstellen oder auch nur eines einfachen unabhängigen Sekretariats ist mit hohen Kosten verbunden. Die Parlamentsdienste der Bundesversammlung zählen 160 Mitarbeiterinnen und Mit�arbeiter, die im Dienste der 246 Ratsmitglieder stehen. Dieses Verhältnis könnte im Kanton Freiburg natürlich nicht einfach unverändert übernommen werden, da sich die Aufgaben und Befugnisse der Kantonsparlamente nicht mit denjenigen der Bundesversammlung vergleichen lassen. Die Kosten sind aber trotz allem nicht zu vernachlässigen.



Gemäss einem Bericht der Schweizerischen Staatsschreiberkonferenz ist zudem die notwendige Zusammenarbeit zwischen dem Parlament und der Regierung im traditionellen System besser gewährleistet, da die Doppelfunktion der Kanzler es ihnen ermöglicht, die Zusammenarbeit und die Koordination zwischen den beiden Behörden quasi auf institutionelle Weise sicherzustellen.�



Diese Massnahmen sind allerdings mit zusätzlichen, vermutlich ziemlich hohen Kosten verbunden. Sie können aber auch ihre Nachteile haben, was die Zusammenarbeit zwischen den Behörden betrifft.��



3.5. Fragen���

Muss der Grosse Rat Ihrer Meinung nach effizienter werden?�Frage 3a��

Wenn ja, welches sind Ihrer Meinung nach die geeignetsten Instrumente zur Verwirklichung dieses Ziels?:

der Ausbau der ständigen Kommissionen

die Übertragung gewisser Befugnisse an die ständigen Kommissionen

die Anerkennung der Fraktionen in der Verfassung

eine grössere Autonomie des Sekretariats des Grossen Rates

die Schaffung von eigentlichen Diensten des Gros�sen Rates

andere�Frage 3b��

Haben Sie weitere Vorschläge oder Bemerkungen zur Effizienzsteigerung des Grossen Rates?�Frage 3c��







4.	WEITERE VORSCHLÄGE ODER BEMER�KUNGEN

���Die Fragen in Bezug auf das Parlament, die sich im Rahmen einer Totalrevision der Verfassung stellen lassen, sind sehr vielfältig. Die weiter oben beleuchteten Themen haben deshalb nur den Zweck, die Debatte zu eröffnen.



Einzelne Aspekte des Grossen Rates werden übrigens bereits in anderen Ideenheften erläutert. Das den politischen Rechten gewidmete Ideenheft Nr. 2 behandelt beispielsweise das Wahlsystem des Grossen Rates. Viele Fragen in Bezug auf den Grossen Rat werden des Weiteren in dem den gemeinsamen Themen des Grossen Rates und des Staatsrates gewidmeten Kapitel dieses Ideenhefts behandelt (zeitliche Beschränkung der politischen Mandate, Aufgabenteilung zwischen der Legislative und der Exekutive, Beziehungen zwischen diesen beiden Gewalten).



Trotzdem sind sämtliche Vorschläge willkommen.���



Haben Sie weitere VorschlŠge oder Bemerkungen zur Zusammensetzung oder zur Arbeitsweise des Gros�sen Rates?�4. Frage��
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